
werden, daß sich diese Begünstigung auf den mit ihm 
zur Zeit des Abschlusses des Lebensversicherungsver
trages verheirateten Ehegatten beziehen soll. Es kann 
nicht angenommen werden, daß die sich aus den Fami- 
1 ienbeziehungen und sonstigen Labensverhältnissen 
zwischen den Ehegatten ergebenden Motive für die 
Begünstigung von vornherein auch für einen späteren 
Ehegatten Geltung haben sollen. Der Versicherungs
nehmer wird in aller Regel in seine Betrachtungen bei 
der Festlegung der Begünstigung auch nicht die Mög
lichkeit einer Scheidung der Ehe und eine Wiederver- 
heiratung einschließen.
Es rechtfertigt auch der Fall, daß als Bezugsberech
tigte die Ehefrau ohne Namensnennung bestimmt wird, 
keine unterschiedliche Beurteilung. Es müssen auch 
insoweit die oben dargelegten Gedanken hinsichtlich 
des Erlöschens der Bezugsberechtigung bei Scheidung 
der Ehe Platz (greifen, insbesondere, daß im Einzelfall 
die Formulierung der Bezugeberechtigung weitgehend 
von Zufälligkeiten abhängt, so daß der Versicherungs
nehmer in aller Regel mit ihr keinen unterschiedlichen 
Willen zum Ausdrude bringen will.
Der oben wiedergegebenen Auffassung des Bezirks
gerichts steht weiter folgendes entgegen: Wie bereits 
dargelegt, Wird die Begünstigung des Ehegatten bei 
Scheidung der Ehe (gleiches gilt für den Tod dies Ehe
gatten) gegenstandslos mit der Folge, daß gemäß § 168 
WG die Versicherungsleistung dem Versicherungsneh
mer nunmehr auch für den Fall seines Todes zusteht. 
Diese Auffassung ergibt sich folgerichtig auch daraus, 
daß bei einer anderen Betrachtung die Bezugsberech
tigung der geschiedenen Ehefrau bis zu einer Wieder- 
verheinatung fortdauem und erst mit diesem Zeitpunkt 
auf die neue Ehefrau übergehen würde. (Im Falle des 
Todes der Ehefrau wäre diese Konstruktion ohnehin 
nicht möglich.) Das aber würde bedeuten — abgesehen 
von den Fällen, in denen der Versicherungsnehmer 
keine neue Ehe eingeht, hinsichtlich deren die Rechts
auf fassung des Bezirksgerichts nicht ersichtlich ist —, 
daß die zunächst gegenstandslos gewordene Begünsti
gung der geschiedenen Ehefrau mit einer Wiederver- 
heiiratumg in der Person der neuen Ehefrau von selbst 
— ohne jede Wi'llensbekundung des Versicherungsneh
mers — wieder auflebt. Eine solche rechtliche Kon
struktion ist nicht vertretbar.
Sowohl nach der Auffassung des Bezirksgerichts als 
auch nach der des Senats steht danach der Klägerin 
der Anspruch auf die Versicherungsleistung nicht zu. 
Im Ergebnis ist das Urteil des Bezirksgerichts also 
zutreffend. In Übereinstimmung mit dem Kassations
antrag waren jedoch die Entscheidungsgründe des Ur
teils aufzuheben und durch die Gründe des Kassations
urteils zu ersetzen (§11 Abs. 1 AEG in Verbindung mit 
entsprechender Anwendung der §§ 564 Abs. 1, 565 Abs. 3 
Ziff. 1 ZPO).
Wie ausgeführt, fällt nach der Begründung des Kassa
tionsurteils der Anspruch auf die Versicherungslei
stung mit dem Tode des Versicherungsnehmers in den 
Nachlaß. Es bestehen danach auch insoweit Pflicht- 
tei'lsansprüche der Kinder des Erblassers aus erster 
Ehe gegen die Verklagte als Alleinerbin.
Es ist noch auf folgendes hinzuweisen: Der Anspruch 
eines Ehegatten auf Leistungen aus einem von ihm 
auf seine Person abgeschlossenen Lebensversicherungs
vertrag zählt grundsätzlich zu den Vermögensrechten, 
die dann, wenn sie von ihm während der Ehe durch 
Arbeit oder aus Arbeitseinkünften erworben worden 
sind, beiden Ehegatten gemeinsam gehören (§ 13 Abs. 1 
FGB), sofern nicht der Anspruch durch die Festlegung 
einer Bezugeberechtigung in Übereinstimmung mit der 
Vorschrift des § 14 FGB dem begünstigten Ehegatten 
allein zustehen soll. Wird die Begünstigung des Ehe

gatten, wie dargelegt, mit der Scheidung der Ehe 
gegenstandslos und steht damit das Recht auf Ver
sicherungsleistung nunmehr dem Versicherungsnehmer, 
dem anderen Ehegatten, zu, so hat der begünstigt ge
wesene Ehegatte Anspruch auf Einbeziehung des Wer
tes der Lebensversicherung im Zeitpunkt der Rechts
kraft der Ehescheidung in eine im Zusammenhang mit 
der Ehescheidung erfolgende Verteilung des gemein
schaftlichen Eigentums und Vermögens (§39 FGB). 
Dieser Wert stellt sich in dem zu diesem Zeitpunkt 
aus Teilen der eingezahlten Versicherungsbeiträge an
gesammelten Sparguthaben (Rückkaufswert) dar, so
fern es sich nicht um eine Risiko-Lebensversicherung 
handelt, 'bei der kein Sparguthaben gebildet wird.

Daraus ergibt sich die Verpflichtung des Gerichts, ge
mäß § 139 ZPO im Ehescheddungsverfahren und auch 
in einem etwaigen nachfolgenden Vermögensvertei- 
hmgsverfahren auf die sich aus einer von einem Ehe
gatten auf seine Person mit oder ohne Begünstigung 
des anderen Ehegatten abgeschlossenen Lebensver
sicherung ergebenden Ansprüche und das grundsätz
liche Erlöschen der Bezugsberechtigung hinzuweisen. 
Dabei sollte auch klargestellt werden, ob ggf. trotz 
Scheidung der Ehe die Bezugsberechtigung bestehen 
bleiben soll. Ergibt sich im Einzelfall mit hinreichender 
Deutlichkeit der Wille der Ehegatten aus im Eheschei- 
dungs- oder Vermögeneverteilungsverfahren abgegebe
nen Erklärungen oder der Art und Weise der Ver- 
mögensverteilung, so ist ein solcher Wille zu beachten, 
unbeschadet dessen, daß Erklärungen über die Bezugs
berechtigung nach ihrer Rechtsnatur als einseitige, 
empfangsbedürftige Willenserklärungen an sich dem 
Versicherer gegenüber abzugeben sind, und zwar nach 
§ 10 der Allgemeinen Bedingungen für die Lebensver
sicherung in schriftlicher Form, was zur Klarheit des 
Rechtsverhältnisses auch für den Versicherer in jedem 
Falle .geschehen sollte. Verbleibt es beim Erlöschen der 
Bezugsberechtigung, so ist der für die Vermögensver
teilung zu berücksichtigende Rückkaufswert der Le
bensversicherung durch Rückfrage bei der zuständigen 
Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung festzustel
len.

Im vorliegenden Falle hat im Anschluß an die Ehe
scheidung ein Verfahren wegen, Vermögensausgleichs 
stattgefunden, das mit Abschluß eines Vergleichs vom
14. Dezember 1962 endete. In diesem Verfahren hat 
die .Lebensversicherung bzw. ein nach dem Zeitpunkt 
der Rechtskraft der Ehescheidung zu berechnender 
Rückkaufswert der Versicherung keine Berücksichti
gung gefunden. Einen Anspruch auf Einbeziehung die
ses Vermögens wertes in eine Vermögensverteiluing 
hätte die Klägerin auch nicht gehabt, da es bei der 
vor dem Inkrafttreten des Familiengesetzbuches, dem 
1. April 1966, 'beendeten Ehe kein gemeinschaftliches 
Eigentum und Vermögen der Ehegatten i. S. von § 13 
Abs. 1 FGB gab. Einen sich auch hierauf beziehenden 
etwaigen aus der verfassungsmäßigen Gleichberechti
gung von Mann und Frau abgeleiteten Ausgleichs
anspruch der Klägerin könnte sie — abgesehen davon, 
daß sie im Vergleich vom 14. Dezember 1962 im Zu
sammenhang mit der Hausratsteilung auf einen Aus
gleichsanspruch an dem von ihrem früheren Ehemann 
während der Ehe erworbenen Vermögen verzichtet 
hat — jedoch nach dem 31. März 1967 nicht mehr gel
tend machen (§ 6 EGFGB).

Ziff. 18, 57 LPG-MSt Typ III.
1. Die Mitgliederversammlung der LPG ТурШ ist be
rechtigt zu beschließen, daß ein von einer LPG Typ I 
zu einer LPG Typ III übertretender Genossenschafts
bauer die in der LPG ТурШ vorhandenen höheren

499


